Bundesgericht stoppt Schwindel mit „Familienbetrieben“
Nach dem klaren Urteil des Bundesgerichts muss das St. Galler Arbeitsinspektorat bei illegal geöffneten Kleinläden von Coop, Migros und Valora durchgreifen. Es darf kein gesetzeswidriger Zustand geduldet werden.
Coop, Migros und Valora umgehen das Arbeitsgesetz, indem sie für den Betrieb von Kleinläden Familien anheuern, um den Laden am Sonntag offen halten zu können. So wird das Arbeitsgesetz umgangen, das ein Beschäftigungsverbot am Sonntag kennt. Die Familien, bei denen Vater, Mutter, Tochter, Sohn, Cousin oder Schwiegertochter arbeiten, gelten dann nicht als Angestellte.
Das Bundesgericht hat nun in einem Fall aus Lausanne eben entschieden, dass eine GmbH oder eine AG kein Familienbetrieb sein kann. Mit dem Urteil will das Bundesgericht die Umgehung des Arbeitsgesetzes stoppen. Bereits die kantonalen Vorinstanzen hatten im Sinne des Bundesgerichts entschieden.
Das hat Auswirkungen auf den Kanton St. Gallen. Denn hier wird derselbe Missbrauch betrieben, wie die Unia bereits mehrfach beanstandet hat. Es betrifft dies den Coop Pronto-Shop an der Kornhausstrasse St. Gallen sowie weitere Kleinläden von Coop, Migros (Migrolino) und Valora (Avec) in Niederuzwil, Wil und Uznach. Auch der illegal geöffnete M-Express in Rapperswil muss am Sonntag nun sofort geschlossen werden.
Die Gewerkschaft Unia fordert das kantonale Arbeitsinspektorat auf, mit entsprechenden Kontrollen umgehend sicherzustellen, dass der höchstrichterliche Entscheid auch im Kanton St. Gallen befolgt wird. Die Unia erwartet eine kompromisslose Durchsetzung des Rechts. Es darf nicht geduldet werden, dass umsatzorientierte Grossverteiler das Arbeitsgesetz und den Schutz der Arbeitnehmenden mit fadenscheinigen Tricks aushebeln.
Die Missbräuche mit illegalen Sonntagsöffnungen zeigen einmal mehr, dass es nicht nur klare Signale des Bundesgerichts, sondern auch der Stimmberechtigten braucht. Diese haben am 22. September bei der Abstimmung über die Öffnungszeiten der Tankstellenshops Gelegenheit, mit einem Nein gesetzwidrige Machenschaften zu stoppen. 
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